
jenigen Motive, die aus der Entwicklung der Ehe und 
aus der Persönlichkeit des Betreffenden heraus zu ver­
stehen sind.

Zum Gespräch mit beiden Ehegatten
In dem der Aussprache mit dem Ratsuchenden folgen­
den gemeinsamen Gespräch legt der Berater beiden 
Ehegatten dar, wie er den Konflikt sieht, macht auf 
Widersprüche in den Darlegungen aufmerksam und 
kann diese nutzen, um diagnostisch aufschlußreiche 
partnerbezogene Reaktionen hervorzurufen.
Es ist nicht zu erwarten, daß beide Partner in der Schil­
derung des Eheverlaufs übereinstimmen. Das ergibt 
sich — abgesehen von der Zeit, die zwischen Ereignis 
und Aussage verstrichen ist — aus der Gefühlslage, die 
aus der subjektiven Bewertung der einzelnen Fakten 
der Entwicklung der ehelichen Beziehungen resultiert. 
Die Beobachtung der Reaktionen beider Ehegatten er­

möglicht dem Berater aber einen tieferen Einblick in 
die affektiven Spannungen, als ihm das im Gespräch 
mit dem Ratsuchenden möglich war. Zugleich bietet das 
Gespräch zu dritt erste Ansätze, dem Ehepaar u. U. zu 
einer neuen Sicht auf die Ehe, zu neuen Erkenntnissen 
zu verhelfen, ein besseres Verständnis für die Betrach- 
tungs- und Handlungsweise des anderen auszulösen, 
indem jeder die ehelichen Beziehungen mit den Augen 
des anderen sehen lernt. Eine Hilfe hierbei ist, wenn 
der Berater jedem Ehegatten die eigene Persönlichkeit 
und die des Partners etwas näher bringt und das Zu­
standekommen bestimmter Erlebens- und Verhaltens­
weisen erläutert.
Wenn sich seine Diagnose bestätigt, wird der Berater 
in weiteren Gesprächen an die Ergebnisse des gemein­
samen Gesprächs anknüpfen und versuchen, Affekte 
abzubauen und eine Einstellungsänderung bei den Part­
nern zu erreichen.

Zur Diskussion
ERHARD HÖNICKE, Oberrichter am Bezirksgericht Leipzig

Nochmals: Zuständigkeit des Vollstrecküngsgerichts 
nach Wohnsitzverlegung des Schuldners
Der in NJ 1974 S. 280 veröffentlichte Beschluß des Kreis­
gerichts Mühlhausen mit der Anmerkung von H u n ­
d e s h a g e n  sowie die im gleichen Heft (S. 267 ff.) zur 
Diskussion gestellten Bemerkungen von K r ü g e r  ma­
chen ein Problem deutlich, das im künftigen Verfah­
rensrecht einer eindeutigen Klärung bedarf.
Die jetzige Regelung in der ZPO geht davon aus, daß 
prinzipiell das Gericht des Wohnsitzes des Schuldners 
Vollstreckungsgericht ist (§ 828 Abs. 2 i. V. m. § 13 ZPO). 
Eine solche Zuständigkeitsregelung war in der kapi­
talistischen Rechtsordnung vor allem deshalb vorteil­
haft, weil als Vollstreckungsmaßnahme die Mobiliar­
pfändung in der Wohnung des Schuldners im Vorder­
grund stand. Die Einhaltung der Rangfolge bereitete 
bei mehrfachen Pfändungen wegen der Ausschließlich­
keit des Vollstreckungsgerichtsstandes (§ 802 ZPO) keine 
Schwierigkeiten.
Für unsere Gerichte begünstigt die ausschließliche Zu­
ständigkeit des Vollstreckungsgerichts die wünschens­
werte enge Zusammenarbeit mit dem Drittschuldner — 
soweit er sich im Bereich des Vollstreckungsgerichts be­
findet — und ermöglicht die erzieherische Einflußnahme 
auf den Schuldner.
Das künftige Verfahrensrecht wird mit hoher Wahr­
scheinlichkeit die Selbständigkeit des Vollstreckungs­
verfahrens beseitigen. Die notfalls erforderlich werden­
den Maßnahmen zur zwangsweisen Verwirklichung 
eines zuerkannten Anspruchs hat dann das Prozeß­
gericht durchzuführen. Das wird zur Folge haben, daß 
in bestimmten Fällen mehrere Gerichte gegen einen 
Schuldner Vollstreckungsmaßnahmen durchführen müs­
sen. Aber auch gegenwärtig kommt es schon vor, daß 
mehrere Gerichte gegen einen Schuldner vollstrecken, 
so z. B. dann, wenn der Schuldner vor Beginn der Voll­
streckung wegen einer anderen Forderung seinen Wohn­
sitz in den Bereich eines anderen Gerichts verlegt hat. 
Auf die dann wünschenswerte Vereinheitlichung des 
Vollstreckungsverfahrens weisen vornehmlich die Dritt­
schuldner hin.

Zur Zulässigkeit der Abgabe einer 
Zwangsvollstreckungssache nach geltendem Recht
Der vom Kreisgericht Mühlhausen entschiedene Fall 
wirft die Frage auf, ob nach geltendem Recht zwei

Vollstreckungsgerichte nebeneinander zuständig sind 
oder nicht, wenn nach einem Wohnsitzwechsel des 
Schuldners ein bereits bestehender Titel auf Zahlung 
von Unterhalt erhöht wird bzw. wenn zu einem solchen 
bereits bestehenden Titel ein weiterer hinzukommt und 
vom früheren Gericht des Wohnsitzes des Schuldners 
zur Verwirklichung des alten Schuldtitels bereits ein 
Pfändungs- und Uberweisungsbeschluß erlassen wor­
den war.
Ich stimme Krüger darin zu, daß die Lösung dieser 
Frage nicht davon abhängig gemacht werden darf, wie 
der neue Titel vom Gericht bzw. — wie in dem vom 
Kreisgericht Mühlhausen zu entscheidenden Fall — vom 
Referat Jugendhilfe formuliert worden ist. Selbst wenn 
dieser neue Titel nicht nur auf den Betrag beschränkt 
ist, um den die Leistung erhöht wurde, sondern — was 
immer zu empfehlen ist — auch den bereits rechtskräf­
tig zuerkannten Betrag mit umfaßt, ist das bisher tätig 
gewordene Vollstreckungsgericht nicht berechtigt, den 
alten Pfändungs- und Überweisungsbeschluß aufzuhe­
ben, weil der Schuldner seinen Wohnsitz gewechselt 
hat.
Um das klarzustellen, bedurfte es nicht des § 7 der
2. DB zur APfVO, denn das ergibt sich bereits aus den 
allgemeinen Regeln unseres Verfahrensrechts. Wechselt 
ein Verfahrensbeteiligter während eines anhängig ge­
wordenen Erkenntnisverfahrens oder während eines 
Vollstreckungsverfahrens seinen Wohnsitz, dann wird 
die einmal begründete örtliche Zuständigkeit des Ge­
richts dadurch nicht aufgehoben. Der maßgebende Zeit­
punkt für die Bestimmung der Zuständigkeit ist im 
Erkenntnisverfahren die Erhebung der Klage und im 
Vollstreckungsverfahren der Beginn der Zwangsvoll­
streckung.
Das Kreisgericht Mühlhausen war also nicht etwa be­
fugt, den Pfändungs- und Überweisungsbeschluß vom 
27. Januar 1966 im Zusammenhang mit der Ablehnung 
des vom Gläubiger gestellten Antrags, ihn auf den er­
höhten Unterhaltsbetrag zu erstrecken, aufzuheben. Es 
hätte allenfalls dem Gläubiger empfehlen können, ge­
mäß § 843 ZPO auf seine Rechte aus diesem Beschluß 
zu verzichten, damit zur Durchsetzung des einheitlichen 
Unterhaltsanspruchs aus beiden Titeln vom Gläubiger 
beim Gericht des jetzigen Wohnsitzes des Schuldners
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